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Einleitung 

A. Verweisungsmaßnahmen 
als Mittel der Gefahrenabwehr 

Die Möglichkeit, überall Aufenthalt zu nehmen und an allem teilhaben zu kön-
nen, gilt als Selbstverständlichkeit der heutigen Zeit. Nahezu alle Grundrechte 
spiegeln Teilbereiche dieser Freiheiten wieder. So gewährt Art. 2 Abs. 2 GG als 
Voraussetzung hierfür  die körperliche Bewegungsfreiheit,  Art. 11 GG die Freizü-
gigkeit im gesamten Bundesgebiet. Daneben vermag auch die von Art. 2 Abs. 1 
GG erfaßte allgemeine Handlungsfreiheit  das Aufsuchen eines Ortes und den Ver-
bleib dort zu schützen. Schließlich beinhaltet Art. 8 GG das Recht, sich an einem 
frei  gewählten Ort zu versammeln, Art. 4 GG ermöglicht die Teilnahme an Prozes-
sionen und religiösen Veranstaltungen, Art. 5 GG den Zugang zu Information und 
Informationsquellen, Art. 6 Abs. 1 GG die Wohnortbestimmung für die Familie. 

Trotz der grundrechtlichen Relevanz des Aufenthalts für den einzelnen liegt aber 
die Bedeutung eines Aufenthaltsverbots gerade für den Bereich der Gefahrenab-
wehr auf der Hand. Bestehen an bestimmten Orten für Menschen Gefahren oder 
gehen dort von Menschen Gefahren aus, läßt sich die Situation oftmals schnell und 
einfach klären oder zumindest entschärfen, indem die störende bzw. gefährdete 
Person weggewiesen und ihr das Betreten dieses Bereichs untersagt wird. So 
existieren in vielen rechtlich ausgestalteten Lebensbereichen spezialgesetzliche Er-
mächtigungsgrundlagen zum Aufenthaltsverbot bzw. zur Verweisung, wie z. B. im 
Katastrophenschutzrecht1, Jugendschutzrecht2, Seuchenschutzrecht3, Naturschutz-
recht4, Ausländerrecht5 sowie im Bereich der strafrechtlichen  Spezialprävention6. 

1 Vgl. § 12 BKatSG, der im Verteidigungsfall  zum Schutze der Bevölkerung die Möglich-
keit eines Betretungsverbotes (Abs. 1 Nr. 1) und der vorübergehenden Evakuierung vorsieht 
(Abs. 1 Nr. 2). Bei Unglücks- und Katastrophenfällen ermöglichen die Landeskatastrophen-
schutzgesetze (LKatSG) Aufenthaltsverbote und Evakuierungsmaßnahmen zumeist über die 
Generalklausel dieser Gesetze. 

2 § 1 S. 2 Nr. 1 JÖSchG (künftig: § 8 S. 2 Nr. 1 JuSchG, vgl. dazu 2. Teil, Fn. 535). 
3 Z. B. Absperrungen aufgrund § 22 TierseuchenG, dessen Notwendigkeit sich aktuell bei 

den Verdachtsfällen der Maul-und-Klauen-Seuche (MKS) im Frühjahr 2001 zeigte. 
4 Z. B. das Sperren von Wald nach § 38 BWWaldG. Niedersachsen erwägt ein nächtliches 

Betretungsverbot von Wäldern, vgl. NJW 5/2001, XLIV. 
5 Vgl. die Möglichkeit der räumlichen Beschränkung nach § 56 AsylVfG; die Verlassens-

pflicht nach § 36 AuslG für den Teil der Bundesrepublik, in dem der Ausländer sich einer 
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Im allgemeinen Polizeirecht sind Verweisungsmaßnahmen in der rechtswissen-
schaftlichen Diskussion und der Landespolizeigesetzgebung derzeit von besonde-
rer Aktualität. Dies nicht nur, wei l das Instrument der Verweisung seit geraumer 
Zeit extensiv im Zuge der Stärkung der inneren Sicherheit in Städten und Gemein-
den zum Einsatz kommt und Mitglieder von Drogenszenen und gewaltbereiter 
Gruppierungen mit teilweise mehrmonatigen Aufenthaltsverboten mitunter für 
ganze Städte belegt werden7. Auch die Ausweitung des Instruments für den Be-
reich häuslicher Gewalt ist in Planung, um damit einem gewalttätigen Familien-
mitglied oder Mitbewohner für eine gewisse Zeit den Aufenthalt in der Wohnung 
und dem Umfeld der gefährdeten Personen zu versagen8. Die Reihe der Anwen-
dungsmöglichkeiten eines Aufenthaltsverbots ließe sich, gerade um bestimmten 
Kriminalitätsfeldern  oder gesellschaftlichen Mißständen zu begegnen, beliebig 
fortführen,  etwa als Maßnahme gegen Obdachlose in Städten oder in Form eines 
nächtlichen Aufenthaltsverbots für Jugendliche in besonders kriminogenen Bezir-
ken. Die ausdrücklichen Ermächtigungsgrundlagen für polizeigesetzliche Verwei-
sungen sind jedoch de lege lata begrenzt. M i t dem einfachen „Platzverweis", auch 
„Platzverweisung" genannt9, besteht zur Abwehr von Gefahren für die öffentliche 

räumlichen Beschränkung zuwider aufhält; Aufenthaltsverbote durch Beendigung der Recht-
mäßigkeit des Aufenthalts nach § 44 AuslG. Auch die Ausweisungstatbestände nach § 45 ff. 
AuslG bewirken ein Aufenthalts verbot, vgl. § 8 Abs. 2 AuslG, wonach sich ein Ausländer, 
der ausgewiesen oder abgeschoben wurde, nicht mehr im Bundesgebiet aufhalten darf. 

6 Vgl. § 56 c Abs. 2 Nr. 1 StGB, der aufenthaltsbezogene Weisungen für die Zeit der 
Bewährung ermöglicht, sowie § 68 b StGB, der aufenthaltsbeschränkende Maßnahmen für 
die Dauer der Führungsaufsicht zuläßt. 

7 Z. B. 6-monatiges Aufenthalts- und Durchquerungsverbot für bestimmte Bereiche der 
Stadt Bremen, VG Bremen, Urt. v. 29. 05. 1997 - Az.: 2 A 149/96, 2. Instanz: OVG Bremen, 
NVwZ 1999, 314 ff.; 3 Monate: VGH Mannheim, VB1BW 1996, 418 f.; 12 Monate: VGH 
München, NVwZ 2000,454 ff. 

8 Vgl. den Abschlußbericht über den Modellversuch Platzverweis bei häuslicher Gewalt in 
Baden-Württemberg, in: Sozialministerium BW, Abschlußbericht; vgl. auch die zwischen-
zeitlichen Normierungen zum Wohnungsverweis bei häuslicher Gewalt in § 14 a BremPolG, 
§ 12 a Abs. 2 HambSOG, § 52 Abs. 2 MVSOG, § 34 a NWPolG und § 31 Abs. 2 HSOG. Der 
Text der Vorschriften  befindet sich im Anhang. 

9 Bzgl. der Terminologie bestehen Meinungsverschiedenheiten: So hat Samper  bereits in 
den 70er Jahren in BayVBl. 1970, 391 (293 Fn. 1), dersPAG,  Art. 16 Rdnr. 3 den Terminus 
„Platzverweis" bemängelt, da die Substantivform von „weisen" „Weisung" heiße. Demge-
genüber meint Vultejus,  in: Stokar/Gössner, S. 58, mit dem Hinweis darauf, daß „die Amts-
sprache noch immer »deutsch4" sei, es müsse von einem „Platzverweis" gesprochen werden. 
Ein Blick in die einschlägige Literatur, Judikatur und Gesetzgebung zeigt, daß zwar die amt-
lichen Überschriften  in den Polizeigesetzen der Länder mit Ausnahme des Sächsischen Poli-
zeigesetzes „Platzverweisung" lauten, Rechtsprechung und Literatur aber ebenso den Begriff 
„Platzverweis" verwenden. Die deutsche Sprache selbst läßt beide Begriffe  zu. Sowohl „Ver-
weisung" als auch „Verweis" werden von dem Verb „verweisen" abgeleitet, dem unter ande-
rem die Bedeutung »jemandem das Verbleiben an einem bestimmten Ort verbieten" (Duden, 
Wörterbuch der deutschen Sprache, Bd. 9) zukommt. Während die grammatikalisch regelmä-
ßige Nachsilbe ,,-ung" und der verselbständigte Begriff  „Verweis" der semantischen Differen-
zierung dienen, ist eine solche bei (Wort-)Zusammensetzungen wie dem Platzverweis nicht 
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Sicherheit und Ordnung die Möglichkeit zu einem vorübergehenden Aufenthalts-
verbot. Eine entsprechende Befugnis ist derzeit mit Ausnahme in Baden-Württem-
berg in den Polizeigesetzen der Länder standardisiert10 und geht weitgehend auf 
§ 12 des Musterentwurfs  eines einheitlichen Polizeigesetzes von 1976 (MEPolG)11 

zurück. Danach kann die Polizei „zur Abwehr einer Gefahr eine Person vorüberge-
hend von einem Ort verweisen oder ihr vorübergehend das Betreten eines Orts ver-
bieten". Wie lange „vorübergehend" aber andauern darf,  ist umstritten und bedarf 
als unbestimmter Rechtsbegriff  der ausfüllenden Interpretation. Fest steht ledig-
lich, daß es sich beim Platzverweis um ein „zeitlich und räumlich eng begrenztes" 
Aufenthalts verbot handelt12. Fest steht auch, daß jedenfalls ein Aufenthalts verbot 
über mehrere Monate nicht mehr nur „vorübergehend" ist. Längerfristige  Verwei-
sungsbefugnisse zur Verhütung von Straftaten sind derzeit nur in den Polizeigeset-
zen Niedersachsens, Sachsens, Sachsen-Anhalts, Berlins und neuerdings Bremens, 
Mecklenburg-Vorpommerns, Brandenburgs und Thüringens13 ausdrücklich gere-
gelt. Soweit die Bundesländer keine ausdrücklichen Regelungen für längerfristige 
Verweisungsmaßnahmen vorsehen, wird ein Rückgriff  auf die polizei- und ord-
nungsrechtliche Generalklausel zwar zumeist praktiziert, seine Zulässigkeit aber 
häufig bereits mit Verweis auf einen abschließenden Charakter des Platzverweises 
und damit aus Gründen des Vorrangs des speziellen Gesetzes verneint. Soweit wie 
in Niedersachsen, Sachsen, Berlin oder Sachsen-Anhalt ausdrückliche Regelungen 
existieren, stehen diese gleichwohl, insbesondere aus verfassungsrechtlichen  Grün-
den und wegen ihrer rechtsstaatlichen Ausgestaltung, in der Kritik: Darf  jemandem 
nach den Landespolizeigesetzen überhaupt der Aufenthalt für längere Zeit ver-
wehrt werden und wenn ja, wie lange und für welchen räumlichen Umfang? Ein 
Straßenviertel, ein Stadtteil oder auch ein ganzes Stadtgebiet? Welche Grundrechte 
sind zu beachten? Welche Ausnahmen von dem Verbot sind zu gewähren? Diesel-
ben Fragen stellen sich freilich auch bei solchen Verweisungsmaßnahmen, die 
nicht die Verhütung von Straftaten zum Ziel haben, sondern durch andere Gefahren 
für die öffentliche  Sicherheit bedingt sind. Für bestimmte Maßnahmen mit Endgül-
tigkeitscharakter, wie etwa die Verweisung von Hausbesetzern, wird die Zulässig-

erforderlich  (so die Auskunft der Sprachberatungsstelle des Duden-Verlags in Mannheim). 
So finden sich in Nachschlagewerken neben dem „Platzverweis" (Duden, Wörterbuch der 
deutschen Sprache, Bd. 7; Brockhaus/Wahrig, Bd. 5) auch Begriffe  mit ähnlicher Bedeutung 
wie „Feldverweis" oder „Stadtverweis". 

io Vgl. Art. 16 BayPAG; § 29 Abs. 1 BlnASOG; § 16 Abs. 1 BbgPolG; § 14 Abs. 1 
BremPolG; § 12 a Abs. 1 HambSOG; § 31 Abs. 1 HSOG; § 52 Abs. 1 MVSOG; § 17 Abs. 1 
NGefAG; § 34 NWPolG; § 13 RhPfPOG; § 12 SaarPolG; § 21 Abs. 1 SächsPolG; § 36 Abs. 1 
SOG LSA, § 210 SchlHVwG; § 18 Abs. 1 ThürPAG. Der Text der Vorschriften  befindet sich 
im Anhang. 

» Heise  /Riegel,  § 12 MEPolG; s. Anhang. 
1 2 So die häufige Umschreibung des vorübergehenden Platzverweises, vgl. 2. Teil, A. 1.1. c). 
13 Vgl. § 17 Abs. 2 NGefAG; § 21 Abs. 2 SächsPolG; § 36 Abs. 2 SOG LSA; § 29 Abs. 2 

BlnASOG; § 14 Abs. 2 BremPolG; § 52 Abs. 3 MVSOG; § 16 Abs. 2 BbgPolG; § 18 Abs. 2 
ThürPAG. Der Text der Vorschriften  befindet sich im Anhang. 

2 Neuner 


